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Das Bundesfinanzgericht 
als Teil der Justiz?

„Die Justiz ist neben der Gesetzgebung 
und der Verwaltung die dritte Säule 
des Rechtsstaats. Unser Bundes-Ver-
fassungsgesetz bestimmt, dass die 
Justiz von der Verwaltung in allen 
Instanzen getrennt ist. Die österrei-
chische Justiz umfasst die ordent-
lichen Gerichte, die Staatsanwalt-
schaften, den Strafvollzug und die 
Bewährungshilfe.“

Diese Definition der Justiz findet sich auf 
der Homepage des Justizministeriums und 
entspricht wohl auch der Wahrnehmung in 
der Öffentlichkeit, mit einem besonderen 
Fokus auf die Strafjustiz.
Das Bundesfinanzgericht befindet sich 
mehr oder weniger unter der Wahrneh­
mungsschwelle, wenn nicht gerade über 
Steuerverfahren ehemaliger Finanzminister 
berichtet wird.
Das findet auch im Regierungsprogramm 
seinen Niederschlag, wo das Bundesfinanz­
gericht bezeichnenderweise nicht unter 
dem Kapitel „Justiz & Konsumenten­
schutz“, sondern unter „Steuerreform & 
Entlastung“ mit dem Passus: „Prüfung 
von Verfahrensbeschleunigungen bzw. 
Prozessoptimierungen (z.B. Analyse des 
Beschwerdevorentscheidungsverfahrens, 
schnellere Verfahren beim Bundesfinanz-
gericht, Möglichkeit zur Schließung des 
Ermittlungsverfahrens)“ ein einziges Mal 
Erwähnung findet.
Entsprechend neidisch fällt der Blick auf 
das zweite Verwaltungsgericht des Bun­
des, das Bundesverwaltungsgericht, das 
zwar auf der Homepage des Justizressorts 
nicht leicht zu finden, vergleichsweise aber 
medial und politisch äußerst präsent ist. 
Auch werden im Regierungsprogramm dem 
Bundesverwaltungsgericht „Unterstützung 

zum zügigen Abbau der anhängigen Ver-
fahren im Bereich der Asyl- und Frem-
denverfahren, mehr wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sowie 
die Prüfung zusätzlicher Planstellen“ in 
Aussicht gestellt.
Das Fordern zusätzlicher Planstellen für 
Richterinnen und Richter ist aus Sicht des 
Bundesfinanzgerichts geradezu ein „Luxus­
problem“. Seit Jahr und Tag kämpfen wir 
darum, dass die bestehenden Planstel­
len gesetzeskonform ausgeschrieben und 
nachbesetzt werden. In diesem Sinne gera­
dezu konsequent ist bis dato nicht einmal 
der seit Dezember 2019 offene Posten einer 
Präsidentin/eines Präsidenten des Bundes­
finanzgerichts ausgeschrieben. Einer von 
vielen Umständen, die im Justizministerium 
undenkbar sind.
Nur mit umgehenden Nachbesetzungen 
aller Richterplanstellen und einer angemes­
senen Ausstattung mit nichtrichterlichem 
Personal kann das im Koalitionsabkommen 
angestrebte Ziel „schnellerer Verfahren 
beim Bundesfinanzgericht“ erreicht wer­
den. In diesem Zusammenhang ist fest­
zuhalten, dass beim Bundesfinanzgericht 
bundesweit auf 210 Richterinnen und Rich­
ter genau vier juristische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter kommen. Das mag dem 
Umstand geschuldet sein, dass für juris­
tische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
keine Planposten vorgesehen sind und diese 
daher dauerhaft auf Richterplanposten 
„zwischengeparkt“ werden (mussten).
Demzufolge kommt auf je über 50 Rich­
terinnen und Richter eine juristische Mit­
arbeiterin/ein juristischer Mitarbeiter, die/
der im Gegenzug dauerhaft den Planposten 
einer Richterin/eines Richters besetzt, was 
wiederum die Nachbesetzung von Richter­
arbeitsplätzen verhindert.
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Erwähnenswert ist auch, dass eine Mitar­
beiterin/ein Mitarbeiter in der Geschäfts­
stelle durchschnittlich für sechs bis sieben 
Richterinnen und Richter zuständig ist.
Von der in der ordentlichen Justiz völlig zu 
Recht beanstandeten Unterausstattung 
mit nichtrichterlichem Personal kann das 
Bundesfinanzgericht nur träumen. Bei aller 
Unvergleichbarkeit der Gerichte sei hier 
festgestellt, dass die 220 Richterinnen und 
Richter des Bundesverwaltungsgerichts von 
viermal so viel Verwaltungspersonal unter­
stützt werden wie die 220 Richterinnen und 
Richter des Bundesfinanzgerichts.
Die im Koalitionsabkommen festgestellte 
mangelnde Ausstattung des Bundesver­
waltungsgerichts mit Supportpersonal ist 
sicher zutreffend; für das Bundesfinanzge­
richt ist diese Ausstattung Utopie.
Realität ist zB, dass Richterinnen und Rich­
ter schon freiwillig als Schriftführer/innen 
bei Senatsverhandlungen aushelfen dür­
fen. Dadurch ergibt sich zwar ein gewisser 
Lerneffekt; ob dies im Sinne einer effektiven 
Justiz wirklich so gewollt ist, möchte ich 
allerdings bezweifeln.
Das gebetsmühlenartige Wiederholen der 
unbefriedigenden, unzureichenden, verzö­
gerten, ineffizienten Planstellenbewirtschaf­
tung im Bundesfinanzgericht macht auch 

mich empörungsmüde (© Birgit Hebein, 
Wiener Vizebürgermeisterin). Wir haben 
bei allen bisherigen Ressortverantwortli­
chen viel Verständnis, Wohlwollen und Ein­
sicht geerntet, ins vielzitierte Tun ist noch 
niemand gekommen.
Bis dahin werden Verfahren überlang dau­
ern. Bei einer durchschnittlichen Verfah­
rensdauer von etwa zwei Jahren erfordert 
es keine mathematische Hochbegabung 
für die Feststellung, dass Verfahrensdauern 
von fünf Jahren und mehr nicht die Ausrei­
ßer sind.
Lange Verfahrensdauern bewirken ua, 
dass Sachverhalte nicht mehr entspre­
chend ermittelt werden können oder dass 
Beschwerdeführer/innen insolvent wer­
den, nicht mehr existieren oder sonst nicht 
mehr greifbar sind. Das führt unweigerlich 
zu schönen Steuerausfällen, was so nicht 
gewollt sein kann. Ebenso wenig wie es 
gewollt sein kann, dass Beschwerdefüh­
rer/innen ewig nicht nur auf rechtskräftige 
Bescheide, sondern damit auch auf Fami­
lienbeihilfen, Steuergutschriften oä warten 
müssen. Bürgerfreundlichkeit sieht anders 
aus.
Nicht zuletzt tragen Uraltakten nicht 
gerade zur Arbeitszufriedenheit der Rich­
terinnen und Richter bei. Dementsprechend 
verzeichnet das Bundesfinanzgericht immer 
wieder krankheitsbedingte Ausfälle über 
Monate. Ruhestandsversetzungen nach 
einem Jahr Krankenstand sind auch keine 
Seltenheit.
Nicht vergessen werden darf, dass im Bun­
desfinanzgericht weder Geld in die Hand 
genommen werden muss (die unbesetz­
ten Planposten sind natürlich budgetiert 
und auch die Controllingpunkte sind vor­
handen), noch müssen Richterplanposten 
geschaffen werden. Es reicht völlig aus, 
wohlgemerkt im Einklang mit dem Gesetz, 
die Planposten einfach zu besetzen.
Im Vergleich zum Bundesfinanzgericht 
stirbt die Justiz (iSd eingangs zitierten  
Definition) einen ziemlich lauten Tod!

Elisabeth Brunner

« Realität ist zB, dass 
Richterinnen und 
Richter schon freiwil-
lig als Schriftführer/
innen bei Senatsver-
handlungen aushel-
fen dürfen. Dadurch 
ergibt sich zwar ein 
gewisser Lerneffekt; 
ob dies im Sinne ei-
ner effektiven Justiz 
wirklich so gewollt 
ist, möchte ich aller-
dings bezweifeln. »
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